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TEIL I: BEGRÜNDUNG 

1 ANGABE DER RECHTSGRUNDLAGEN 

• Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I 

S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. 

I S. 4147) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 

(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 

(BGBl. 2023 I Nr. 176) 

• Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802) 

• Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 

 

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO), i.d.F. der Bekanntmachung vom 

03.04.2012 (Nds. GVBl. 2012 S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-

zes vom 10.11.2021 (Nds. GVBl. S. 739) 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG), i.d.F. der Bekannt-

machung vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010 S. 576), zuletzt geändert durch Ar-

tikel 1 des Gesetzes vom 07.12.2021 (Nds. GVBl. S. 830) 

• Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 353) 

2 ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG / ZIELE UND ZWECKE 

Im Bereich Winsen (Aller) ist der Forstbetrieb Lindhorst GmbH & Co. KG ansässig, der 

gegenwärtig eine Forstfläche von ca. 450 ha bewirtschaftet. Zudem soll eine weitere 

Forstfläche mit rd. 103 ha in der Gemarkung Wolthausen übernommen werden. Der 

Forstbetrieb verfügt gegenwärtig über keine eigene Betriebsfläche, um die mit dem 

Forstbetrieb verbundenen Aufgaben wirtschaftlich erfüllen zu können. Daher ist die Neu-

errichtung eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes vorgesehen. Dazu konnte von 

dem Forstbetrieb eine Fläche im Südosten der Ortschaft Winsen (Aller), nördlich der 

Örtze gesichert werden, die in günstiger räumlicher Lage zu den verschiedenen Forst-

revieren liegt. 

Die Errichtung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe ist gem. § 35 (1) Nr. 1 BauGB im 

planungsrechtlichen Außenbereich grundsätzlich zulässig, wenn öffentliche Belange 

nicht entgegenstehen und eine ausreichende Erschließung gesichert ist. Auf Grund der 

Lage an der Örtze und den damit verbundenen Schutzgebietsausweisungen, der ver-

kehrlichen Anbindung des Planbereiches an die Celler Straße und der Abwägung nach-

barschaftlicher Belange, z.B. in Bezug auf den Immissionsschutz sowie in Abstimmung 

mit dem Landkreis Celle als Regionalplanungs- und Baugenehmigungsbehörde hat die 

Gemeinde Winsen (Aller) ein Planungserfordernis i.S.d. § 1 (3) BauGB erkannt und sich 

für die Durchführung eines Bauleitplanverfahrens entschieden. Dadurch können die mit 

der Ansiedlung des Forstbetriebes verbundenen Auswirkungen u.a. auf die Belange von 
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Natur, Landschaft, Immissionsschutz und Planungsrecht innerhalb des Bauleitplanver-

fahrens umfänglich geprüft und durch die politischen Gremien der Gemeinde Winsen 

(Aller) beraten werden.  

Da der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Winsen (Aller) für diesen Bereich 

jedoch keine Bauflächen, sondern Flächen für die Landwirtschaft und tlw. Wald darstellt, 

ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Durch diese Änderung des 

Flächennutzungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die paral-

lele Aufstellung des Bebauungsplanes 69 „Forstbetriebshof“ geschaffen, um innerhalb 

des Änderungsbereiches die städtebauliche Ordnung i.S.d. § 1 (3) BauGB zu sichern. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes, die die Ansiedlung eines Forstbetriebshofes 

vorbereitet, entspricht dabei den städtebaulichen Zielen der Gemeinde Winsen (Aller), 

den ortsansässigen Unternehmen angemessene Entwicklungsperspektiven für eine 

nachhaltige bauliche Entwicklung zu bieten. Dies trägt dazu bei, den Standort Winsen 

(Aller) insgesamt als Wohn- und Arbeitsstandort zu stärken. Ernsthaft zu betrachtende 

Standortalternativen sind gegenwärtig nicht erkennbar. Insbesondere besteht auf Grund 

der besonderen Zweckbestimmung keine städtebaulich relevante Bindung dieser Nut-

zung an den Siedlungsbereich, wo eine solches Unternehmen grundsätzlich auch z.B. 

in einem Gewerbe- oder Dorfgebiet zulässig wäre. In diesem Zusammenhang wird auch 

darauf hingewiesen, dass in der Gemeinde Winsen (Aller) gegenwärtig auch keine Ge-

werbegrundstücke in der benötigten Größenordnung zur Verfügung stehen.   

3 LAGE IM RAUM / BESTAND 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der 50. FNP-Änderung umfasst in der Gemarkung Win-

sen (Aller), Flur 8 die Flurstücke 80/2, 81/2 und 81/3 teilweise mit einer Plangebietsgröße 

von rd. 1,18 ha.  

Die räumlichen Grenzen des Änderungsbereiches sind in der Planzeichnung verbindlich 

dargestellt. Darstellungen außerhalb dieses Änderungsbereiches haben nur nachrichtli-

chen Charakter. 

3.2 Zustand des Plangebietes 

Der Änderungsbereich liegt im Bereich zwischen Celler Straße und Örtze. Das Flurstück 

80/2 stellt sich gegenwärtig als Wiese dar. Im nördlichen Bereich befinden sich einige 

Gehölzstrukturen. Diese Fläche wurde in der Vergangenheit durch eine Baumschule ge-

nutzt. 

Das Flurstück 81/2 wurde bislang zu Wohnzwecken mit einem darauf befindlichen frei-

stehenden Wohnhaus und großzügigen Gartenbereichen genutzt. Die verkehrliche Er-

schließung des Wohngrundstücks erfolgt über einen im Osten des Flurstücks 81/3 ver-

laufenen Weg mit Anschluss an die Celler Straße im Norden. Das Flurstück 80/2 verfügt 

über eine eigenständige Zufahrt im Nordwesten des Flurstücks an die Celler Straße. 

Im Süden des Änderungsbereiches befindet sich eine Geländekante, die den Übergang 

zur Örtzeniederung bildet und durch markante Baumstrukturen geprägt ist. Das nördlich 

gelegene Flurstück 81/3 ist mit Wald bewachsen. Gleiches gilt für die Flächen, die östlich 

daran angrenzen. Der Bereich südlich des Änderungsbereiches und die Flächen parallel 

der Örtze werden durch die Wiesen der Örtzeniederung und gewässerbegleitende Ge-

hölzstrukturen geprägt. 

Westlich des Plangebietes befindet sich eine weitere, jedoch kleinere und isolierte Wald-

fläche und zwei weitere Wohngebäude (Celler Straße 104 und 104a) sowie im weiteren 
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Verlauf ein Gestüt und ein Campingplatz, der sich zwischen Celler Straße und Örtze 

erstreckt. 

 

Die innerhalb des Änderungsbereich im wirksamen FNP dargestellten Flächen für Wald 

sind in der Vergangenheit ebenfalls mit Wald bestanden gewesen. Da eine forstrechtli-

che Umwandlungsgenehmigung dafür nicht vorlag, sind diese Flächen im forstrechtli-

chen Sinne weiterhin als Wald zu bewerten. 

 

 
Abbildung 1: Luftbild, Lage des Plangebietes (Quelle: Google Earth))  

 

3.3 Immissionen 

Auf den Änderungsbereiche können Immissionen insbesondere von Straßenverkehrs-

lärm von dem auf der Celler Straße fließenden Verkehr einwirken. Weiterhin können 

Immissionen in Form von Geruch von dem westlich in Hauptwindrichtung liegenden Rei-

terhof einwirken. 

Durch die geplante Nutzung als Forstbetriebshof können gewerbliche Emissionen ins-

besondere in Form von Lärm (z.B. Fahrzeugbewegungen, Rangier- und Ladevorgänge, 

Betrieb von Werkzeugen) auf benachbarte Gebiete einwirken. Da konkret auch die Hal-

tung von bis zu 20 Rindern vorgesehen ist, können hierdurch ebenfalls Geruchsemissi-

onen entstehen. Weiterhin können von der Rinderhaltung Stickstoffemissionen ausge-

hen, die zu einem unerwünschten Nährstoffeintrag in dem angrenzenden FFH-Gebiet 

führen können. Diese sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung konkreter zu er-

mitteln und zu bewerten. Gegenwärtig liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die 

vorgesehene Nutzung zu erheblichen Immissionsbelastungen führen könnte. 
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3.4 Altlasten 

Es sind keine Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen innerhalb des Änderungsberei-

ches bekannt. 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat darauf hingewiesen, dass die 

Flächen im Änderungsbereich als „Erwartungsflächen für Bodenbelastungen“ auf Grund 

des langjährigen Bergbaus im Harz ausgewiesen sind.1 Dieser führte in Teilen des Harz-

vorlandes zu erheblichen Schwermetallbelastungen in den Böden der Flussauen.  

3.5 Wald  

Der wirksame FNP der Gemeinde Winsen (Aller) stellt innerhalb des Plangebietes in 

zwei Teilbereichen „Flächen für Wald“ dar, die faktisch jedoch nicht vorhanden sind. Die 

betreffenden Flächen wurden in der Vergangenheit, vermutlich in den 1990er Jahren, 

illegal umgewandelt. Da hierfür keine Umwandlungsgenehmigung vorliegt, sind diese 

Waldflächen aus forstrechtlicher Sicht in der Regel vor Ort wieder aufzuforsten. 

 

Im Rahmen der vorliegenden FNP-Änderung wird von der Darstellung einer „Fläche für 

Wald“ jedoch Abstand genommen, um hier die Etablierung eines Forstbetriebshofes zu 

ermöglichen. In der Folge wird daher auf Ebene der nachfolgenden verbindlichen Bau-

leitplanung eine Ersatzaufforstung gem. den Regelungen des § 8 (2) Satz 1 Nr. 1 und 

Satz 3 NWaldLG erforderlich. Dabei wird die Aufforstung an anderer Stelle vorgenom-

men und so der Verlust des Waldes ausgeglichen. 

4 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

4.1 Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 

Das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen stellt für den Planbereich keine 

zeichnerischen Festlegungen dar. Direkt angrenzend ist die Örtzeniederung als „Vorrang 

Biotopverbund Punkt“ und „Vorrang Biotopverbund Fläche“ dargestellt. Der Änderungs-

bereich grenzt an diese Darstellungen im Süden an. 

 

Neben den zeichnerischen Darstellungen formuliert das LROP Ziele und Grundsätze zur 

• Gesamträumlichen Entwicklung des Landes und seiner Teilräume, 

• Entwicklung der Siedlungs- und Versorgungsstruktur, 

• Entwicklung der Freiraumstrukturen und Freiraumnutzungen und 

• Entwicklung der technischen Infrastruktur und der raumstrukturellen Standortpo-

tenziale. 

 

Die im LROP formulierten Ziele und Grundsätze sind bei der Erstellung der Regionalen 

Raumordnungsprogramme zu berücksichtigen und sind auch in den RROP für den Land-

kreis Celle (RROP 2005) und den Entwurf des RROP (2018) eingeflossen. 

Auf Grund der geringen Größe und Wirkungen der Planung werden die landesplaneri-

schen Vorgaben des LROP nicht berührt. Insbesondere handelt es sich bei der vorlie-

genden Planung nicht um eine raumbedeutsame Planung i.S.d. § 3 (6) Raumordnungs-

gesetz (ROG), da mit der vorliegenden Änderung des FNP keine überörtliche Bedeutung 

oder Planwirkungen einhergehen.2 

 
1 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Schreiben vom 30.01.2024 
2 Kümper in Kment (Hrsg.) Raumordnungsgesetz mit Landesplanungsrecht ,1. Auflage, Kommen-

tar zu § 3, RN 122 f., NOMOS-Verlagsgesellschaft, Baden-Baden, 2019 
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Insbesondere greift die 50. Änderung des FNP nicht in die landesplanerisch geschützten 

Bereiche im Verlauf der Örtze und Aller ein. 

  

 
Abbildung 2: Darstellung des LROP 2022 

4.2 Regionales Raumordnungsprogramm 2005 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP 2005) des Landkreises Celle stellt für 

den Planbereich „weiße Flächen“ (konventionelle Bewirtschaftung landwirtschaftlicher 

Flächen) und für den Bereich von innerhalb des Änderungsbereichs gelegener Waldflä-

chen ein „Vorsorgegebiet für die Forstwirtschaft“ dar.  

 

Südlich angrenzend an das Plangebiet sind entlang der Örtze ein „Vorrangebiet für Natur 

und Landschaft“ eine Fläche zur „Sicherung des Hochwasserabflusses“ und ein „Vorsor-

gegebiet für Erholung“ dargestellt. Die Wälder sind als „Vorsorgegebiet für Forstwirt-

schaft“ dargestellt. 

Die im Norden verlaufende Celler Straße ist als „Hauptverkehrsstraße von regionaler 

Bedeutung“ und parallel dazu ein „Regional bedeutsamer Wanderweg- Fahrradfahren“ 

dargestellt. 
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Abbildung 3: Auszug aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2005, Lage Planbe-

reich (Quelle RROP: Landkreis Celle) 

 

Insofern sind für den Änderungsbereich der Planung widersprechende Belange der Re-

gionalplanung in Bezug auf die zeichnerischen Darstellungen nicht zu berücksichtigen, 

da die dargestellten Vorrang- und Vorsorgegebiete der Planung räumlich bzw. inhaltlich 

nicht entgegenstehen. 

 

Neben den zeichnerischen Darstellungen formuliert das RROP folgende Ziele und 

Grundsätze: 

 

Nach D 1.5 01 S. 1, 6 und 8 RROP 2005 ist  

• die Siedlungsentwicklung grundsätzlich auf Ortsteile mit zentralörtlicher Funktion 

entsprechend ihrer jeweiligen Zentralitätsstufe zu konzentrieren.  

• Vor der Ausweisung neuer Baugebiete sind zunächst die Möglichkeiten der In-

nenentwicklung auszuschöpfen.  

• Die Zersiedelung der Landschaft ist zu verhindern. 

 

Durch die Darstellung eines Sondergebietes mit Zweckbestimmung „Forstbetriebshof“ 

wird klargestellt, dass das städtebauliche Ziel der Planung nicht die Deckung des ge-

meindlichen Bedarfes an Wohnbauflächen und damit verbundenen Nutzungen steht, 

sondern die planungsrechtliche Sicherung eines konkreten Vorhabens mit einem sehr 

engen Nutzungszweck. Die hier geplante Nutzung ist zweckmäßiger Weise in räumlicher 

Nähe und günstiger Erreichbarkeit zu den zu bewirtschaftenden Waldflächen zu errich-

ten und findet i.d.R. innerhalb des historisch gewachsenen Siedlungsbereiches keine 

dafür geeigneten Flächen.  

 

In D 3.3 02 S. 1 RROP 2005 ist formuliert,  

• dass Bebauungen und störende Nutzungen einen ausreichenden Abstand zum 

Waldrand einhalten sollen.  

 

In D 3.3 08 ist formuliert, 
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• dass in Vorsorgegebieten für die Forstwirtschaft die Voraussetzungen zur Stär-

kung der Leistungsfähigkeit forstwirtschaftlicher Betriebe zu erhalten und zu ver-

bessern sind. 

 

Im Planbereich bzw. daran angrenzend befinden sich Waldbestände und im RROP dar-

gestellte Vorsorgegebiet für Forstwirtschaft. Die hier geplante Nutzung dient der Bewirt-

schaftung, Erhalt und Pflege von Waldbeständen. Insofern besteht für diese Art der Nut-

zung keine Beeinträchtigung durch die angrenzenden Waldbestände.  Auch wirkt sich 

die geplante Nutzung nicht in einem erheblichen Maße auf die Waldfunktionen i.S.d. 

NWaldLG aus bzw. können auf Ebene der konkreten Objektplanung ausgeglichen wer-

den. Die Planung entspricht damit auch der Formulierung von D 3.3 08, indem die Pla-

nung die Voraussetzungen zur Stärkung und Leistungsfähigkeit forstwirtschaftlicher Be-

triebe schafft. 

4.3 Regionales Raumordnungsprogramm 2016 (Entwurf) 

Der Entwurf des RROP (2016) ist gem. § 3 (1) Nr. 4 ROG als in Aufstellung befindliches 

Ziel der Raumordnung ebenfalls als sonstiges Erfordernis der Raumordnung zur berück-

sichtigen. 

 

Im Entwurf des RROP sind für den Änderungsbereich keine Darstellungen getroffen wor-

den (weiße Fläche). Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Forstwirtschaft sind im Ent-

wurf des RROP gegenwärtig nicht dargestellt.  

 

Es gelten hier daher die Grundsätze des § 2 (2) Nr. 4 S. 7 ROG:  

„Es sind die räumlichen Voraussetzungen für die Land- und Forstwirtschaft in 

ihrer Bedeutung für die Nahrungs- und Rohstoffproduktion zu erhalten oder zu 

schaffen“ sowie des  

 

§ 2 (2) Nr. 5 S. 4 ROG: 

„Es sind die räumlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die Land- und  

Forstwirtschaft ihren Beitrag dazu leisten kann, die natürlichen Lebensgrundla-

gen in ländlichen Räumen zu schützen sowie Natur und Landschaft zu pflegen  

und zu gestalten.“  

 

Die o.g. Grundsätze des ROG werden durch die 50. Änderung des FNP berücksichtigt. 

 

Die an den Änderungsbereich angrenzende Örtzeniederung ist als „Vorranggebiet Na-

tura 2000“ dargestellt. In diesem Bereich besteht weiterhin die Darstellung eines „linien-

haften Vorranggebiets Natur und Landschaft“ sowie eines „Vorranggebietes Hochwas-

serschutz“. 

Die nördlich des Änderungsbereiches verlaufende L 180 ist als „Vorranggebiet Straße 

von regionaler Bedeutung“ dargestellt. 
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Abbildung 4: Auszug aus dem Entwurf des Regionalen Raumordnungsprogramm 2016, 

Lage Planbereich (Quelle Entwurf RROP: Landkreis Celle) 

 

4.4 Bundesraumordnungsplan Hochwasserschutz (BRPHV) 

Die übergeordneten raumordnerischen Belange der BRPHV3 sind im vorliegenden Fall 

nicht betroffen, da es sich bei der Planung nicht um eine raumbedeutsame Planung i.S.d. 

ROG handelt. Eine Raumbedeutsamkeit der Planung im rechtlichen Sinne liegt nicht vor, 

da es hierfür an einer überörtlichen Bedeutsamkeit oder Wirkung der Planung mangelt. 

 

Nachteilige Wirkungen i.S.d. BRPHV z.B. durch Überflutungsereignisse, Flusshochwas-

ser oder Starkregenereignisse sind innerhalb des Plangebietes jedoch auch nicht zu er-

warten, noch trägt die Planung zu einer Verschärfung von solchen Ereignissen bei. 

4.5 Flächennutzungsplan 

Der Änderungsbereich ist im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde 

Winsen (Aller) im Südwesten und im mittleren Bereich als Fläche für „Wald“, im Übrigen 

als „Fläche für die Landwirtschaft“ dargestellt. Im Südosten verläuft die Darstellung eines 

„Landschaftsschutzgebietes“ das sich entlang der Örtzeniederung erstreckt.  

 

Die räumliche Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes entspricht im wirksamen 

FNP der Gemeinde Winsen (Aller) an dieser Stelle jedoch nicht der tatsächlichen Ab-

grenzung. So liegt die tatsächliche räumliche Abgrenzung weiter südlich, außerhalb des 

Änderungsbereiches (vgl. Darstellung in Kap. 5). 

 
3 Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz 

(BRPHV) V. v. 19.08.2021, BGBl. I S. 3712 (Nr. 57) 



Begründung zur 50. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

                                                                     12   o.9 
                                                                                                stadtplanung  

 
Abbildung 5: Auszug aus dem wirksamen FNP der Gemeinde Winsen (Aller) und Lage des 

Planbereiches (Quelle: Gemeinde Winsen (Aller)) 

4.6 Rechtswirksame Bebauungspläne 

Für den Planbereich oder daran angrenzende Fläche bestehen keine rechtswirksamen 

Bebauungspläne oder Satzungen nach BauGB. 

Die gegenwärtigen Nutzungen sind planungs- und bauordnungsrechtlich auf Basis der 

§§ 34 und 35 BauGB zu bewerten. 

5 INHALT DER FLÄCHENNUTZUNGSPLANÄNDERUNG 

Gemäß § 8 (2) BauGB sind Bebauungspläne aus den Darstellungen des FNP zu entwi-

ckeln. Um diesem Entwicklungsgebot für den parallel aufgestellten Bebauungsplan Nr. 

69 „Forstbetriebshof an der Örtze“ zu entsprechen, wird der FNP der Gemeinde Winsen 

(Aller) im Rahmen der hier vorliegenden 50. Änderung des FNP von der Darstellung 

einer Fläche für „Wald“ und „Fläche für die Landwirtschaft“ in die Darstellung eines Son-

dergebietes mit Zweckbestimmung „Forstbetriebshof“ gem. § 1 (2) Nr. 12 BauNVO ge-

ändert. 
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Abbildung 6: 50. Änderung des Flächennutzungsplanes SO „Forstbetriebshof“ 

6 BELANGE VON NATUR UND LANDSCHAFT 

Die Belange des Umweltschutzes und von Natur und Landschaft i.S. der in § 1 (6) Nr. 7 

a-j BauGB genannten Eigenschaften sind im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung 

besonders zu berücksichtigen. Hierfür ist gem. § 2 (4) BauGB eine Umweltprüfung 

durchzuführen, deren Ergebnisse im Umweltbericht, der Teil der Begründung ist (vgl. 

Teil II, Umweltbericht) dargelegt werden. 

Mit der Aufstellung der 50. Änderung des FNP selbst werden noch keine konkreten Ein-

griffe ermöglicht, da sich hieraus i.d.R. noch keine Baurechte ableiten lassen. Diese wer-

den erst auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ermöglicht und dort berücksichtigt. 

6.1 Artenschutz 

Im Rahmen der Aufstellung von Bauleitplänen sind auch die artenschutzrechtlichen Be-

lange, die sich durch die Anwendung des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

ergeben, zu berücksichtigen. 

Mit der Änderung des FNP werden jedoch noch keine konkreten Baurechte geschaffen, 

sodass artenschutzrechtliche Belange nicht direkt betroffen sind, sondern die Eingriffe 

in diese Belange lediglich vorbereitet werden. Dennoch ist auf dieser Planungsebene 

bereits zu prüfen, ob durch diese Änderung des FNP Eingriffe in die Belange des Arten-

schutzes vorbereitet werden oder sogar eine spätere Durchführung der Planung an ar-

tenschutzrechtlichen Belangen scheitern könnte. 
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Zur Ermittlung der potentiellen Betroffenheit insbesondere von geschützten Vogelarten 

wurde ein „Faunistischer Fachbeitrag Brutvögel“ erstellt. 4 

Dieser kommt zu folgendem Ergebnis: 

„Auf dem Gelände der Celler Straße 106 in Winsen (Aller) ist die Errichtung eines 

Forstbetriebshofes mit mehreren Gebäuden einschließlich eines Wohnhauses 

geplant. Die Biodata GbR Braunschweig wurde in diesem Zusammenhang mit 

der Erfassung der Brutvögel in der Saison 2023 beauftragt. 

Es wurden im Untersuchungsgebiet 65 Vogelarten festgestellt, von denen 41 als 

Brutvögel eingestuft wurden. Fünf davon sind gefährdete Arten der Roten Liste 

Niedersachsens und/oder Deutschlands (Kleinspecht, Kuckuck, Waldlaubsän-

ger, Gartengrasmücke, Star) und eine Art (Eisvogel) ist in Anhang I der EU-Vo-

gelschutz-Richtlinie geführt. Der Brutvogelbestand wurde insgesamt als von mitt-

lerer bis hoher Bedeutung (Wertstufe 4) bewertet.   

Als mögliche artenschutzrechtliche Konflikte im Hinblick auf Brutvögel werden in 

der Bauvorbereitungs- und Bauphase die Gehölzentfernung, sich auf dem Ge-

lände bewegende Baufahrzeuge sowie akustische und visuelle Störreize be-

nannt. Betriebsbedingt ist die mögliche Schadstoff-/Nährstofffreisetzung z.B. 

durch den geplanten Rinderstall zu beachten, die die nahe gelegene Örtze und 

den dort brütenden Eisvogel sowie weitere Arten beeinträchtigen können.   

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte wird vorgeschlagen, die Bau-

stellenvorbereitung/-einrichtung sowie die Bauphase außerhalb der Brutzeit statt-

finden zu lassen und die älteren Laubgehölze insbesondere im Bereich des süd-

lichen Waldrands in der Bauphase zu schützen und anschließend dauerhaft zu 

erhalten. Dort wo das Fällen Gehölzen unumgänglich ist, ist im Fall der Entfer-

nung dauerhaft geschützter Fortpflanzungs- und Ruhestätten Ausgleich in Form 

von Nistkästen im Verhältnis 1:3 zu leisten. Des Weiteren sind jegliche Einleitun-

gen von Nähr- und Schadstoffen in die Örtze sowohl in der Bau- als auch in der 

Betriebsphase zu vermeiden.“ 

 

Im Rahmen der Biotoptypenkartierungen wurde zudem ein Nest der ebenfalls geschütz-

ten Waldameise (Art nicht näher bestimmt) festgestellt. Dieses ist, sofern eine Beein-

trächtigung durch bauliche oder sonstige Nutzungen zu besorgen ist, in Abstimmung mit 

der unteren Naturschutzbehörde des LK Celle umzusiedeln.  

Es kann also auch für die Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung festgestellt werden, 

dass die Planung mit den zu berücksichtigenden artenschutzrechtlichen Belangen in 

Einklang gebracht werden kann.  

7 INFRASTRUKTUR, VER- UND ENTSORGUNG 

7.1 Trink- und Löschwasserversorgung 

Der Änderungsbereich ist bereits durch die Leitungen im Bereich der Bestandsbebauung 

an das öffentliche Trinkwassernetz angebunden. Eine ausreichende Löschwasserver-

sorgung ist auf Ebene der Objektplanung zu gewährleisten. 

 
4 Neubau eines Forstbetriebshofes inkl. Wohnhaus in Winsen (Aller), Faunistischer Fachbeitrag 

Brutvögel, BIODATA GbR, Braunschweig, 30.06.2023 
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7.2 Abwasserbeseitigung  

Die Abwasserbeseitigungspflicht für das im Änderungsbereich anfallende Schmutzwas-

ser ist durch Satzung der Gemeinde Winsen (Aller) an die Nutzungsberechtigten der 

Grundstücke übertragen.5 Die Schmutzwasserbeseitigung erfolgt derzeit über eine 

Sammlung des Abwassers in einer abflusslosen Grube/ Kleinkläranlage. Diese Art der 

Schmutzwasserbeseitigung ist jedoch auf häusliche Abwässer oder mit häuslichem Ab-

wasser vergleichbaren Abwässer aus gewerblichen Nutzungen beschränkt. Die für das 

Bestandsgebäude bestehende Genehmigung ist zu dem ausgelaufen. 

 

Die künftige Schmutzwasserbeseitigung ist künftig entweder weiterhin über eine Klein-

kläranlage möglich, soweit hierfür die rechtlichen Voraussetzungen gegeben sind. Al-

ternativ ist ein Anschluss des Änderungsbereiches an das öffentliche Kanalnetz tech-

nisch möglich. 

Das auf den befestigten Flächen (Dächer, Pflasterflächen, etc.) anfallende Regenwasser 

ist, wie bislang, gemäß den gesetzlichen Vorgaben vollständig innerhalb des jeweiligen 

Grundstücks zu versickern.  

7.3 Elektrizitätsversorgung 

Die Elektrizitätsversorgung (Grundversorgung) ist durch den örtlichen Energieversorger 

gewährleistet. 

7.4  Abfallbeseitigung 

Die Abfallbeseitigung im Änderungsgebiet wird durch den Zweckverband Abfallwirtschaft 

Celle sichergestellt.  

8 HINWEISE 

8.1 Bodendenkmalschutz 

Bei der Fläche handelt es sich um eine Bodenart und geographische Lage, bei der es 

sich um siedlungsgünstiges Gelände handelt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde wie etwa Ke-

ramikscherben, Steingeräte oder Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenver-

färbungen oder Steinkonzentrationen, die bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ge-

macht werden, gem. § 14 (1) des NDSchG auch in geringer Menge meldepflichtig sind.  

Sie müssen der zuständigen Kommunalarchäologie und der Unteren Denkmalschutzbe-

hörde unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 (2) 

des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige unverändert zu las-

sen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 

die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 

8.2 Kampfmittelbeseitigung 

Eine Belastung des Plangebietes durch Kampfmittel kann nicht ausgeschlossen werden 

und es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. Eine Luftbildauswertung wurde 

seitens des LGLN-Kampfmittelbeseitigungsdienst, nicht vollständig vorgenommen. Nach 

 
5 Satzung der Gemeinde Winsen (Aller), Landkreis Celle, zur Übertragung der Abwasserbeseiti-

gungspflicht v. 17.03.2005 



Begründung zur 50. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

                                                                     16   o.9 
                                                                                                stadtplanung  

durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittelbelastung vermutet. Die Flä-

che wurde nicht geräumt. Treten verdächtige Gegenstände oder Bodenverfärbungen 

auf, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen und Polizei, das Ord-

nungsamt, Feuerwehrleitstelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN-Regi-

onaldirektion Hameln-Hannover zu benachrichtigen. 

9 FLÄCHENBILANZ 

Tabelle 1: Flächenbilanz 

Art der Nutzung Planung Bestand 

Sondergebiet „Forstbetriebshof“ 1,18 ha - 

Wald  - 0,4 ha 

Fläche für die Landwirtschaft - 0,78 ha 

Gesamt, ca.  1,18 ha 1,18 ha 

 

10 KOSTEN 

Durch die Durchführung des Bauleitverfahrens entstehen der Gemeinde Winsen (Aller) 

keine Kosten. Die sich aus der Aufstellung des Bebauungsplanes ergebenden Kosten-

tragungspflichten werden in einem städtebaulichen Vertrag verbindlich zwischen der Ge-

meinde und dem Eigentümer des Plangebietes geregelt. 

 

Minden, 08.04.2024 

 

 

gez. Schramme 

………………………………. 

O. Schramme, Dipl.-Ing. 
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TEIL II: UMWELTBERICHT 

1 EINLEITUNG 

Entsprechend dem Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23.09.2004 (BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes 

vom 20.07.2017 (BGBl. I, S. 2808), ist für alle Bauleitplanungen im Regelverfahren ein 

Umweltbericht anzufertigen. 

Nach § 2a Nr.2 und 3 BauGB sind im Umweltbericht die aufgrund der Umweltprüfung 

gemäß § 2 Abs. 4 und der Anlage zum BauGB ermittelten und bewerteten Belangen des 

Umweltschutzes darzulegen. Der Umweltbericht stellt einen unselbstständigen Teil der 

Begründung zum Flächennutzungsplan dar. 

Die Durchführung der Umweltprüfung und Erstellung des Umweltberichtes erfolgte durch 

o.9 landschaftsarchitekten Wolfgang Hanke, Minden. 

 

2 KURZDARSTELLUNG DES PLANUNGSINHALTS UND DER PLANUNGSZIELE  

Die Gemeinde Winsen / Aller plant die 50. Änderung des Flächennutzungsplans. Parallel 

hierzu wird der Bebauungsplan Nr. 69 „Forstbetriebshof“ aufgestellt. 

Zielsetzung des Bebauungsplanes ist die Errichtung eines Forstbetriebshofes, auf der 

neben der Errichtung von Betriebshallen und eines Wohnhauses auch ein Rinderstall für 

20 Tiere gebaut werden soll. 

Dabei werden insbesondere die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die überbau-

baren Grundstücksflächen, die verkehrliche Erschließung und die grünordnerischen Be-

lange verbindlich geregelt. 

Auf Ebene des FNP wird lediglich die künftige Art der baulichen Nutzung dargestellt. 

 

Tabelle 1: Merkmale der geplanten Nutzung 

Art des Gebietes 

(Inhalt, Art und 

Umfang) 

Sondergebiet mit Zweckbestimmung „Forstbetriebshof“ 

Art der Bebauung Forst- und landwirtschaftliche Bebauung mit Wohnhaus 

 

Erschließung Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Celler 

Straße 

Flächenbedarf Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 1,18 ha 

 

Naturschutz Es werden Wald- und landwirtschaftliche Nutzflächen in Anspruch 

genommen. Das Plangebiet grenzt an das FFH-Gebiet DE Nr. 081 

„Örtze mit Nebenbächen“ und ein LSG  

  



Begründung zur 50. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

                                                                     18   o.9 
                                                                                                stadtplanung  

2.1  Darstellungen des Flächennutzungsplans 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Winsen/ Aller stellt den Änderungsbe-

reich bislang als „Fläche für Wald“ und „Fläche für die Landwirtschaft dar.  

 

Im Südwesten liegt ein Teilbereich des Plangebietes in einem Landschaftsschutzgebiet. 

Die räumliche Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes entspricht im wirksamen 

FNP der Gemeinde Winsen (Aller) an dieser Stelle jedoch nicht der tatsächlichen Ab-

grenzung. So liegt die tatsächliche räumliche Abgrenzung weiter südlich, außerhalb des 

Änderungsbereiches (vgl. Abb. 2). 

 

 
Abbildung 7: Auszug aus dem wirksamen FNP der Gemeinde Winsen (Aller) und Lage des 

Planbereiches (Quelle: Gemeinde Winsen (Aller)) 
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Abbildung 8: Änderung des Flächennutzungsplans SO "Forstbetriebshof" 

2.2 Angaben zu Standort, Art und Umfang 

Der Änderungsbereich befindet sich in einem Übergangsbereich des östlichen, durch 

Erholungsinfrastruktur geprägten Siedlungsrandes der Gemeinde Winsen und der freien 

Landschaft mit Anschluss an das FFH-Gebiet „Örtze mit Nebenbächen“. Weiterhin gren-

zen Waldflächen an den Änderungsbereich an. 

Die im wirksamen FNP der Gemeinde Winsen (Aller) im Änderungsbereich dargestellten 

Waldflächen sind nicht mehr vorhanden. Da es hier an einer erforderlichen Waldum-

wandlungsgenehmigung fehlt, sind diese Flächen rechtlich weiterhin als Wald i.S.d. 

NWaldLG zu bewerten. 

Im Süden grenzen zudem das gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiet der 

Örtze und ein Hochwasserrisikogebiet an. Innerhalb des Änderungsbereiches selbst be-

finden sich keine Schutzgebiete. 

 



Begründung zur 50. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

                                                                     20   o.9 
                                                                                                stadtplanung  

 
 Abbildung 3: Luftbild Plangebiet (Quelle Google Earth)) 

 

Flächenbedarf 

Die Planung umfasst eine Flächengröße von ca. 1,18 ha. 

3 ZIELE DES UMWELTSCHUTZES IN FACHGESETZEN UND FACHPLÄNEN 

Gemäß Baugesetzbuch § 1 Abs. 6 Nr. 7 sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen die 

Belange des Umweltschutzes besonders zu berücksichtigen. Für die einzelnen Schutz-

güter schreibt das BauGB vor: 

§1 Abs. 6: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 

7. die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, insbesondere 

 

a. die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und 

das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 

Vielfalt, 

b. die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 

Bundesnaturschutzgesetzes, 

c. umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie 

die Bevölkerung insgesamt, 

d. umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

e. die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen 

und Abwässern, 
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f. die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung 

von Energie, 

g. die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbeson-

dere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts, 

h. die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch 

Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union fest-

gelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden, 

i. die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

nach den Buchstaben a bis d, 

j. unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Aus-

wirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässi-

gen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die 

Belange nach den Buchstaben a bis d und i. 

 

3.1.1 Gesetzliche Grundlagen 

Folgende Umweltschutzziele sind in den Fachgesetzen für die Bauleitplanung aufgeführt 

und bei der Planung und Umsetzung der Umweltprüfung zu berücksichtigen: 

Schutzgut Mensch 

• BlmSchG inkl. Verordnungen: Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, 

des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich 

des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästi-

gung durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, 

Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen). 

• BauGB (§ 1 (6) Nr. 7): Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere 

zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere (…) c) umweltbezogene Aus-

wirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung ins-

gesamt. 

• BNatSchG: Gemäß § 1 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege) sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 

die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 

schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 

Zur dauerhaften Sicherung des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbe-

sondere zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und 

Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schüt-

zen und zugänglich zu machen. 

• DIN 18005: Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölke-

rung ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung insbe-

sondere am Entstehungsort, aber auch durch städtebauliche Maßnahmen in 

Form von Lärmvorsorge und –minderung bewirkt werden soll. 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 

• BNatSchG / NNatSchG: Gemäß § 1 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und 
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der Landschaftspflege) sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wer-

tes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verant-

wortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Be-

reich so zu schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erho-

lungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 

Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind gemäß § 1 (2): entsprechend 

dem jeweiligen Gefährdungsgrad insbesondere 

1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer 

Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie 

Wanderungen und Wiederbesiedlungen zu ermöglichen, 

2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten 

entgegenzuwirken, 

3. Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen Ei-

genheiten in einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte Land-

schaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen bleiben. 

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

sind gemäß § 1 (3) insbesondere (…) wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensge-

meinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen 

Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten. Des Weiteren sind die Belange des Arten- und 

Biotopschutzes gemäß § 44 ff BNatSchG zu berücksichtigen. 

• BauGB § 1 (6) Nr. 7: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu 

berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere a) die Auswirkungen auf 

Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 

zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, b) die Erhal-

tungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 

BNatSchG (…). 

Schutzgut Fläche: 

• BauGB § 1a: Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz: bei der Aufstellung 

der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz anzu-

wenden. Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; 

dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 

bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbeson-

dere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 

Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf 

das notwendige Maß zu begrenzen. (…) Die Notwendigkeit der Umwandlung 

landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei 

sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 

werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken 

und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

Schutzgut Boden: 

• BBodSchG: Ziele des BBodSchG sind: 

die nachhaltige Sicherstellung und Wiederherstellung der Funktionen des Bodens. Für 

den Bodenschutz von besonderer Bedeutung sind: 

Natürliche Funktionen als 
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• Lebensgrundlage und –raum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganis-

men (Lebensraumfunktion), 

• Bestandteil des Naturhaushalts mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 

• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen insbeson-

dere auch zum Schutz des Grundwassers (Filter- und Pufferfunktion), 

• Archivfunktion (Archiv für Natur- und Kulturgeschichte), 

• der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen, 

• die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und Altlasten, 

• Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen. 

• BauGB § 1a (2): Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen 

werden. 

• BNatSchG § 1 (3): Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (…) Böden so zu erhalten, dass 

sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht mehr genutzte versie-

gelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich 

oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

Schutzgut Wasser: 

• WHG: Zweck des Gesetzes gemäß § 1 ist der Schutz der Gewässer als Bestand-

teil des Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum 

für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut durch eine nachhaltige Gewäs-

serbewirtschaftung. 

• BNatSchG § 1 (3): Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (…) Meeres- und Binnengewässer 

vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche Selbstreinigungsfähig-

keit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche und naturnahe 

Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; Hoch-

wasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfol-

gen; für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen 

Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege Sorge zu tragen. 

Schutzgüter Luft und Klima: 

• TA Luft: Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um-

welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur Erzie-

lung eines hohen Schutzniveaus für die gesamte Umwelt. 

• BImSchG inkl. Verordnungen (Luft): Schutz des Menschen, der Tiere und 

Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und 

Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeu-

gung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nach-

teile und Belästigung durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, 

Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen). 

• BNatSchG § 1 (3): Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (…) Luft und Klima auch durch 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt 

insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wir-

kung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen. 
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• BauGB § 1 (6) Nr. 7: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu 

berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere (…) h) die Erhaltung der best-

möglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Er-

füllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenz-

werte nicht überschritten werden (…). 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter: 

• BNatSchG § 1 (4): Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schön-

heit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbesondere 

Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren 

Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sons-

tigen Beeinträchtigungen zu bewahren (…). 

• NDSchG § 1: Denkmäler (Bau- und Bodendenkmäler, bewegliche Denkmäler, 

Denkmalbereiche) sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen und wissen-

schaftlich zu erforschen. Sie sollen der Öffentlichkeit im Rahmen des Zumutba-

ren zugänglich gemacht werden. 

Schutzgut Landschaft: 

• BNatSchG: Gemäß § 1 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege) sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 

die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 

schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. Zur dauerhaften Sicherung der 

Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Land-

schaft sind insbesondere Naturlandschaften und historisch gewachsene Kultur-

landschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern vor Verunstal-

tung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren (…). 

 
Schutzgut Mensch 
 

• BlmSchG inkl. Verordnungen: Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, 

des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgüter vor 

schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich 

des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästi-

gung durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, 

Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen); 

 

• BauGB (§ 1 Abs. 6 Nr. 7): Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbeson-

dere zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere (…) c) umweltbezo-

gene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevöl-

kerung insgesamt. 

 

• BNatSchG: Gemäß § 1 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege) sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 

die Künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 
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schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. 

Zur dauerhaften Sicherung des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind 

insbesondere zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Be-

schaffenheit und Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und sied-

lungsnahen Bereich zu schützen und zugänglich zu machen. 

 

• DIN 18005: Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Bevölke-

rung ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung insbe-

sondere am Entstehungsort, aber auch durch städtebauliche Maßnahmen in 

Form von Lärmvorsorge und –minderung bewirkt werden soll. 

 

Schutzgüter Pflanzen und Tiere: 
 

• BNatSchG / NWaldLG: Gemäß § 1 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege) sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes 

und als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwor-

tung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so 

zu schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert 

von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind; 

Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind gemäß § 1 Abs. 2: entspre-

chend dem jeweiligen Gefährdungsgrad insbesondere  

1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer 

Lebensstätten zu erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie 

Wanderungen und Wiederbesiedlungen zu ermöglichen, 

2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten 

entgegenzuwirken, 

3. Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen Ei-

genheiten in einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte Land-

schaftsteile sollen der natürlichen Dynamik überlassen bleiben. 

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaus-

halts sind gemäß § 1 Abs. 3 insbesondere (…) wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre 

Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und Lebensstätten auch im Hinblick auf 

ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu erhalten. Des Weiteren sind die Be-

lange des Arten- und Biotopschutzes gemäß § 44 ff BNatSchG zu berücksichtigen. 

 

• BauGB § 1 Abs. 6 Nr. 7: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere 

zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere a) die Auswirkungen auf 

Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge 

zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt, b) die Erhal-

tungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des 

BNatSchG (…). 
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Schutzgut Fläche: 
 

• BauGB § 1a: Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz: bei der Aufstellung 

der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz anzu-

wenden. Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; 

dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 

bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbeson-

dere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 

Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf 

das notwendige Maß zu begrenzen. (…) Die Notwendigkeit der Umwandlung 

landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen soll begründet werden; dabei 

sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt 

werden, zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulücken 

und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen können. 

 
Schutzgut Boden: 
 

• BBodSchG: Ziele des BBodSchG sind: 

die nachhaltige Sicherstellung und Wiederherstellung der Funktionen des Bo-

dens. Für den Bodenschutz von besonderer Bedeutung sind: 

Natürliche Funktionen als 

- Lebensgrundlage und –raum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Boden-

organismen (Lebensraumfunktion), 

- Bestandteil des Naturhaushalts mit seinen Wasser- und Nährstoffkreis-

läufen, 

- Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen ins-

besondere auch zum Schutz des Grundwassers (Filter- und Pufferfunk-

tion), 

Archivfunktion (Archiv für Natur- und Kulturgeschichte) 

- der Schutz des Bodens vor schädlichen Bodenveränderungen, 

- die Förderung der Sanierung schädlicher Bodenveränderungen und Alt-

lasten, 

- Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schädlicher Bodenverände-

rungen. 

 

• BauGB § 1a Abs. 2: Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umge-

gangen werden: 

 

• BNatSchG § 1 Abs. 3: Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (…) Böden so zu erhalten, dass 

sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht mehr genutzte versie-

gelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich 

oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

 

Schutzgut Wasser: 
 

• WHG: Zweck des Gesetzes gemäß § 1 ist der Schutz der Gewässer als Bestand-

teil des Naturhaushaltes, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum 

für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut durch eine nachhaltige Gewäs-

serbewirtschaftung. 



Begründung zur 50. Änderung des Flächennutzungsplanes 

 

                                                                     27   o.9 
                                                                                                stadtplanung  

• BNatSchG § 1 Abs. 3: Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (…) Meeres- und Binnengewäs-

ser vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche Selbstreinigungsfä-

higkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche und natur-

nahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; 

Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu er-

folgen; für den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgegliche-

nen Niederschlags-Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege Sorge zu tragen. 

 
Schutzgüter Luft und Klima: 
 

• TA Luft: Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um-

welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur Erzie-

lung eines hohen Schutzniveaus für die gesamte Umwelt. 

 

• BImSchG inkl. Verordnungen (Luft): Schutz des Menschen, der Tiere und 

Pflanzen, des Bodens, des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und 

Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeu-

gung hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nach-

teile und Belästigung durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, 

Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen). 

 

• BNatSchG § 1 Abs. 3: Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (…) Luft und Klima auch durch 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu schützen; dies gilt 

insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer Wir-

kung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen.  

 

• BauGB § 1 Abs. 6 Nr. 7: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere 

zu berücksichtigen: die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-

schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere (…) h) die Erhaltung der best-

möglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Er-

füllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenz-

werte nicht überschritten werden (…). 

 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter: 
 

• BNatSchG § 1 Abs. 4: Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und 

Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft sind insbeson-

dere Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit 

ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und 

sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren (…). 

 

• NDSchG § 1: Kulturdenkmale sind zu schützen, zu pflegen und wissenschaftlich 

zu erforschen. Im Rahmen des Zumutbaren sollen sie der Öffentlichkeit zugäng-

lich gemacht werden. 
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Schutzgut Landschaft: 

• BNatSchG: Gemäß § 1 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege) sind Natur und Landschaft aufgrund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für 

die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu 

schützen, dass die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 

Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind. Zur dauerhaften Sicherung der 

Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von Natur und Land-

schaft sind insbesondere Naturlandschaften und historisch gewachsene Kultur-

landschaften, auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmälern vor Verunstal-

tung, Zersiedelung und sonstigen Beeinträchtigungen zu bewahren (…). 

3.2 Fachpläne, Schutzgebiete und geschützte Landschaftsbestandteile 

3.2.1 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP 2005) 

Für das Plangebiet sind im RROP 2005 „konventionelle Bewirtschaftung landwirtschaft-

licher Nutzflächen“ und ein „Vorsorgegebiet für die Forstwirtschaft“ dargestellt. 

 

Südlich des Plangebietes zieht sich bandartig das „Vorranggebiet für Natur und Land-

schaft“ von West nach Ost. 

 

Neben den zeichnerischen Darstellungen formuliert das RROP folgende Ziele und 

Grundsätze: 

 

Nach D 1.5 01 S. 1, 6 und 8 RROP 2005 ist  

• die Siedlungsentwicklung grundsätzlich auf Ortsteile mit zentralörtlicher Funktion 

entsprechend ihrer jeweiligen Zentralitätsstufe zu konzentrieren.  

• Vor der Ausweisung neuer Baugebiete sind zunächst die Möglichkeiten der In-

nenentwicklung auszuschöpfen.  

• Die Zersiedelung der Landschaft ist zu verhindern. 

 

In dem Entwurf des RROP 2016 befinden sich für das Plangebiet keine zeichnerischen 

Darstellungen. Es gelten hier daher die Grundsätze des § 2 (2) Nr. 4 S. 7 ROG: „Es sind 

die räumlichen Voraussetzungen für die Land- und Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung für 

die Nahrungs- und Rohstoffproduktion zu erhalten oder zu schaffen“ sowie des § 2 (2) 

Nr. 5 S. 4 ROG: „Es sind die räumlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass die 

Land- und Forstwirtschaft ihren Beitrag dazu leisten kann, die natürlichen Lebensgrund-

lagen in ländlichen Räumen zu schützen sowie Natur und Landschaft zu pflegen und zu 

gestalten.“  

3.2.2 Landschaftsrahmenplan (LRP Celle) 

Der Landschaftsrahmenplan legt aufgrund einer Datenerfassung zu den Umwelt-Schutz-

gütern die Entwicklungsziele fest und benennt Maßnahmen und stellt zeichnerisch dar, 

zur langfristigen Sicherung und Entwicklung von Natur und Landschaft. 

 

Das Plangebiet ist Bestandteil des Landschaftsrahmenplans Celle, der sich derzeit in 

der Fortschreibung befindet, da der heute aktuelle LRP aus dem Jahr 1991 stammt. Für 

das Plangebiet bestehen keine Darstellung, die angrenzende Örtzeniederung ist als 

wertvoller Bereich für Natur und Landschaft dargestellt., Hinweise und Daten für das 

vorliegende Planverfahren lassen sich daraus nicht ableiten. 
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In den Jahren 2015, 2016 und 2017 wurden flächendeckende Biotoptypenkartierungen 

im Rahmen der Fortschreibung des LRP für die Örtzeniederung durchgeführt. Im Entwurf 

des LRP wird in der Karte Biotopverbund die Örtzeniederung als Kernbereich des Bio-

topverbundes dargestellt.  

3.2.3 Schutzgebiete 

Im Plangebiet selbst befinden sich keine Schutzgebiete. Es grenzen unmittelbar fol-

gende Schutzgebiete an: 

 

• FFH-Gebiet Nr. 81 „Örtze mit Nebenbächen“ als naturnahe Bachniederung mit 

vielfältigen Auenstrukturen und einer hohen Bedeutung für Arten und Lebens-

raumtypen der FFH-Richtlinie  

• Landschaftsschutzgebiet CE 36  

• Überschwemmungsbiet der Örtze 

• Hochwasserrisikogebiet der Örtze 

4 BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER ERHEBLICHEN UMWELTAUSWIR-

KUNGEN 

4.1 Bestandsaufnahme und voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustan-

des bei Nichtdurchführung der Planung 

4.1.1 Naturraum  

Der Landkreis Celle ist von eiszeitlichen und nacheiszeitlichen Sedimenten geprägt. Die 

Umgebung von Winsen besteht aus Talsandplatten, Dünenfeldern und Niederungen. 

Insbesondere das Örtzetal wurde durch abfließende Schmelzwässer gestaltet, welches 

dem Urstromtal der Aller zufloss. 

4.1.2 Böden im Untersuchungsgebiet 

Im Plangebiet sind keine besonders schutzwürdigen Böden vorhanden. Bei dem Boden-

typ handelt es sich um einen mittleren Podsol, der in den umgebenden Geestgebieten 

häufiger vorkommt. Die Bodenzahl der landwirtschaftlichen Flächen liegt bei 39. Die be-

absichtigte Bebauung führt zu einer höheren Versiegelung und damit zu einem Verlust 

eines natürlich entstandenen Bodens. Diese Beeinträchtigung ist als erheblich einzustu-

fen und durch geeignete Maßnahmen zu kompensieren. 

4.1.3 Wasser 

Das Plangebiet ist nicht Bestandteil eines Wasserschutzgebietes.  

Im Plangebiet selbst sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Ca. 80 m im Süden 

gelegen fließt die Örtze der Aller zu. Für die Örtzeniederung ist ein Überschwemmungs-

gebiet ausgewiesen, welches in Teilen bis an den Änderungsbereich heranreicht. 

4.1.4 Vegetation und aktuelle Nutzung 

Der Änderungsbereich wird derzeit durch eine Grünlandnutzung und ein relativer großer 

Bereich wird von einem Garten mit Wohnhaus eigenommen. Es befinden sich einige 

Bäume im Änderungsbereich. Die wertvollen Eichenbestände im Übergangsbereich zur 

Örtzeniederung liegen außerhalb des Änderungsbereiches. 
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Forstrechtlich sind die im derzeit wirksamen FNP dargestellten Flächen für Wald weiter-

hin als solche zu bewerten.  

 

 
Abbildung 9: Biotoptypenkartierung 

4.1.5 Klima / Luft 

Großräumig gesehen liegt das Plangebiet im subatlantischen Klimabereich. Der Raum 

Celle weist als Teil des Norddeutschen Flachlandes alle klimatischen Merkmale eines 

Gebietes in der Westwindzone der mittleren Breiten auf. Das Wetter ist wechselhaft und 

unbeständig. Die Sommer sind nur mäßig warm, die Winter bleiben meist mild, damit ist 

die Jahresschwankung der Temperatur relativ gering. 

 

Die Klimaverhältnisse im Flachland zeichnen sich durch relativ hohe Temperaturen (über 

8,9 °C), relativ warme Sommer und geringe Niederschläge (um 714 mm/a) aus.  
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Durch die angrenzenden Waldbestände besitzt das Gebiet Bedeutung für die Frischluft-

bildung. Klimatische Belastungsräume sind in der Umgebung nicht vorhanden. 

4.1.6 Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Das Plangebiet würde weiterhin eine Fläche für die Landwirtschaft und Forstwirtschaft 

sein. Ebenfalls würde sich die dort befindliche Wohnnutzung fortsetzen. Zusätzliche er-

hebliche Umweltauswirkungen oder artenschutzrechtliche Konflikte ergeben sich nicht 

aus der Fortführung der Nutzung. Ein Forstbetriebshof würde an anderer Stelle errichtet 

werden. Damit würden mit hoher Wahrscheinlichkeit ähnliche Planwirkungen wie bei der 

vorliegenden Planabsicht einhergehen oder größer sein, wenn der Forstbetriebshof z.B. 

in vorhandenen Waldbeständen errichtet würde. 

 

4.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der 

Planung 

4.2.1 Mögliche Auswirkungen auf die Schutzgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7a-i BauGB) 

 

Schutzgut Beschreibung Bewertung 
Schutzgut 

Auswirkungen 
der Planung 

Mensch 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7c 
BauGB) 

Übergangsbereich 

zwischen einem  

Siedlungsrand mit 

Wohn- und Frei-

zeitinfrastruktur und 

einer großräumigen 

Bachniederung mit 

angrenzenden 

Waldbeständen. 

Vielfältige Land-

schaft mit hoher ho-

her Bedeutung für 

das Landschaftser-

leben. Das Plange-

biet ist nicht mit für 

die Erholung nutzba-

ren Wegen ausge-

stattet. 

Die Planung wirkt sich uner-

heblich auf das Schutzgut 

Mensch aus. Das Plangebiet 

ist bereits durch Wohnen, 

Landwirtschaft und Wohnen 

geprägt. 

 

Tiere 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

Wertvolle Habi-

tatstrukturen sind für 

Vögel und Fleder-

mäuse in den südli-

chen Eichen und im 

nördlichen Wald vor-

handen.  

Hohe Bedeutung für 

Tierarten. Es kom-

men mit Grau-

schnäpper und Star 

zwei gefährdete Vo-

gelarten im Plange-

biet vor. Im benach-

barten FFH-Gebiet 

ist mit dem Vorkom-

men von Arten des 

Anhangs II FFH-RL 

zu rechnen. 

Im Plangebiet ist ein 

Nest der geschütz-

ten Waldameise vor-

handen. 

Da die wesentlichen Biotop-

strukturen erhalten bleiben, ist 

ein Fortbestehen der vorkom-

menden gefährdeten Arten 

Grauschnäpper und Star ge-

währleistet. Damit bleiben 

auch potenzielle Fledermaus-

quartiere erhalten Die Funktion 

als Fledermausnahrungshabi-

tat bleiben an den Gehölzrän-

dern erhalten. 

 

Die FFH-Verträglichkeitsprü-

fung für das Gebiet 81 hat er-

geben, dass weder vorhan-

dene Arten der FFH-RL, noch 

der VS-RL betroffen sind. 

Für das festgestellte Wald-

ameisennest ist ein Ersatz-

standort zu suchen und dann 

umzuquartieren.  
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Schutzgut Beschreibung Bewertung 
Schutzgut 

Auswirkungen 
der Planung 

 

Pflanzen 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

Biotopbäume sind 

am südlichen Über-

gang zur Örtzenie-

derung vorhanden 

(Stiel-Eichen).  

Weiterhin erfolgen 

keine Eingriffe in den 

nördlich gelegenen 

Waldflächen. Ein 

größerer Bereich un-

terliegt der gärtneri-

schen Nutzung. 

Freiflächen mit mä-

ßiger mit Bedeutung. 

 

  

Keine erheblichen Beeinträch-

tigungen auf das Schutzgut zu 

erwarten, da die als hochwertig 

einzustufenden Stiel-Eichen 

außerhalb des Änderungsbe-

reichs liegen und nicht über-

plant werden. 

Fläche 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

Durch das vorhan-

dene Wohngebäude 

sowie Bewegungs-

flächen ist eine Teil-

versiegelung des 

Änderungsberei-

ches vorhanden. 

mittlere Bedeutung  Die Flächen werden im vorlie-

genden Fall lediglich für einen 

Eingriff vorbereitet. Der kon-

krete Flächenverbrauch erfolgt 

erst auf Ebene der verbindli-

chen Bauleitplanung. 

Alternative Standorte, die zu ei-

nem geringeren Flächenver-

brauch auf Ebene des FNP 

führen, sind nicht verfügbar.  

Boden 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

 

Teilweise veränderte 

Böden, Wald- und 

Landwirtschaftsflä-

chen befinden sich 

im natürlichen Zu-

stand. 

mittlere Bedeutung Erhebliche Beeinflussung des 

Schutzgutes, da die vorhande-

nen Böden teils noch unverän-

dert sind und somit als natür-

lich einzustufen sind. Diese 

werden erstmalig überbaut. Ein 

Ausgleich ist auf Ebene der 

verbindlichen Bauleitplanung 

vorzusehen. 

Wasser 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

Kein Oberflächenge-

wässer vorhanden; 

kein Wasserschutz-

gebiet vorhanden. 

Allgemeine Bedeu-

tung; 

Durch die zusätzlichen Versie-

gelungen kann sich der Ober-

flächenabfluss erhöhen. So-

fern eine Versickerung nach-

geschaltet wird, können die 

Niederschläge wieder dem 

Grundwasser zugeführt wer-

den, so dass keine nachteiligen 

Auswirkungen auf das Schutz-

gut auftreten. 

Klima/Luft 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

Kein klimatischer 

Belastungsraum in 

der Umgebung vor-

handen. 

Geringe Bedeutung 

für das Schutzgut 

Klima/ Luft aufgrund 

Da noch kein konkretes Bau-

recht geschaffen wird, besteht 

keine Beeinträchtigung. 
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Schutzgut Beschreibung Bewertung 
Schutzgut 

Auswirkungen 
der Planung 

des geringen Flä-

chenanteils. 

Auf Ebene des FNP werden 

durch die Planänderung keine 

klimatisch nachteiligen Wirkun-

gen, z.B. durch Inanspruch-

nahme von Kaltluftleitbahnen 

oder klimatisch vorbelasteten 

Bereichen, erkennbar. 

Landschaft 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 
BauGB) 

Vielfältige geglie-

derte Landschaft mit 

einem hohen Anteil 

an natürlichen und 

belebenden Land-

schaftselementen. 

Mittlere bis hohe Be-

deutung in Bezug 

auf das Landschafts-

bild. 

 

Da noch kein konkretes Bau-

recht geschaffen wird, besteht 

keine Beeinträchtigung. Die 

Realisierung der Planung wird 

sich nur geringfügig auf das 

Landschaftsbild und das Land-

schaftserleben auswirken, da 

zum Änderungsbereich von 

Straßen, Wegen und der freien 

Landschaft (insbes. der Örtze-

niederung) keine direkten 

Sichtverbindungen bestehen 

(visuelle Abschirmung durch 

Wald und Gehölzstreifen). 

Kultur und  

Sachgüter 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7d 
BauGB) 

Bodendenkmäler 

sind nicht vorhanden 

bzw. bekannt, Sach-

güter sind nicht be-

troffen. 

geringe Bedeutung Da noch kein konkretes Bau-

recht geschaffen wird, besteht 

keine direkte Beeinträchtigung. 

Der Änderungsbereich liegt je-

doch in einer historisch sied-

lungsgünstigen Lage.  

 

Schutzgut Bi-

ologische 

Vielfalt  
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a 

BauGB) 

 

Vorhandene Bio-

toptypen weisen 

eine mäßig bis hohe 

Biotopwertigkeit auf. 

Eine hohe Biodiver-

sität sowie das Vor-

kommen empfindli-

cher Arten sind an-

zunehmen.  

Das Plangebiet hat 

eine hohe Artenviel-

falt u.a. bei den Brut-

vögeln. 

Da noch kein konkretes Bau-

recht geschaffen wird, besteht 

keine direkte Beeinträchtigung. 

Die auch für Brutvögel, Fleder-

mäuse und Insekten wertvollen 

Landschaftsbestandteile, ins-

besondere auch die Baumbe-

stände in den Randbereichen 

der Örtzeniederung bleiben er-

halten. 

Wechselwir-

kungen zwi-

schen den 

Schutzgütern 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i 

BauGB) 

Schutzgüter stehen 

in Verbindung und 

bedingen sich ge-

genseitig.  

Allgemeine Bedeu-

tung. 

Keine Verstärkung der unter 

den einzelnen Schutzgütern 

erläuterten Auswirkungen er-

kennbar. 
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Konkrete Eingriffe in Natur und Landschaft werden erst auf Ebene der verbindlichen 

Bauleitplanung hervorgerufen. Diese Eingriffe werden gem. § 1a Abs. 3 BauGB im Rah-

men des Bebauungsplanverfahrens ermittelt und ausgeglichen. 

Auf Ebene des FNP besteht kein Ausgleichserfordernis, noch werden besonders wert-

volle Biotopbereiche durch die Änderung in Anspruch genommen. 

4.2.2 Zusätzliche Aspekte und Wirkfaktoren bei Durchführung der Planung 

Die Aspekte Planung (Abriss, Bauphase, Nutzung), Emissionen, Abfälle/Abwässer, 

Risiken für Mensch, Umwelt und kulturelles Erbe, Kumulation von Umweltauswir-

kungen, Klimaaspekte, Eingesetzte Techniken und Stoffe, sowie Auswirkungen 

durch Unfälle und Katastrophen, können erst auf Ebene des Bebauungsplans be-

trachtet werden, da auf der übergeordneten Ebene des FNP noch keine Aussagen zum 

Bauvorhaben, sondern lediglich zu der beabsichtigten Flächennutzung getroffen wer-

den. Die Änderung zu einer Nutzung durch einen Forstbetriebshof mit untergeordneter 

Rinderhaltung führt in der Folge zu potentiellen Emissionen in Form von Geruch, Am-

moniak- und Stickstoffemissionen sowie Schall. 

Die auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erstellten Gutachten kommen zu dem 

Ergebnis, dass die mit der geplanten Nutzung einhergehenden Emissionen nicht zu er-

heblichen Beeinträchtigungen in angrenzenden Bereichen führen. 

 

Ressourcennutzung (Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und biologische Viel-

falt) 

Das Plangebiet nimmt eine Fläche von ca. 1,18 ha in Anspruch. Empfindlichkeit und 

mögliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen und bio-

logische Vielfalt wurden unter Kapitel 2.2 geprüft und bewertet. Zusammenfassend ist 

festzustellen, dass eine nachhaltige Verfügbarkeit dieser Ressourcen gegeben ist bzw. 

durch die Änderung des FNP nicht erheblich beeinträchtigt wird, wenn eine Eingriffsbi-

lanzierung, Kompensation und Berücksichtigung des Artenschutzes (CEF-Maßnahmen) 

erfolgt. 

4.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  

  nachteiligen Auswirkungen 

4.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 

Im Flächennutzungsplan können konkrete Maßnahmen zur Vermeidung und Verringe-

rung möglicher erheblicher Beeinträchtigungen nicht festgesetzt werden. Jedoch sind 

mit der Darstellung einer Baufläche im FNP auch noch keine konkreten Eingriffe verbun-

den. Diese entstehen erst auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung und können dort 

ausgeglichen werden.  

Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass eine Umsetzung der Planung aus Arten-

schutz-, immissionsschutzrechtlichen oder sonstigen Schutzgründen nicht realisierbar 

wäre.  

4.3.2 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Gegenüber den Darstellungen des wirksamen FNP ergibt sich eine Verringerung der 

möglichen Freiflächenanteile, da eine Versiegelung und Überbauung von bislang unver-

siegelten Flächen vorbereitet wird. 
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Es ergibt sich ein Eingriff durch den potentiellen Verlust einer jungen Streuobstwiese auf 

einer Fläche von ca. 1.750 m² und den potentiellen Verlust eines Bodens von allgemei-

ner Bedeutung auf einer Fläche von ca. 1.728 m². Daraus ergibt sich ein Kompensati-

onserfordernis auf einer Fläche von ca. 3.478 m². Ein Ausgleich kann erreicht werden, 

z.B. durch die Entwicklung von Extensivgrünland, Wald und/ oder Feldgehölzen auf Bi-

otopflächen der Wertstufe I oder II.6 

 

Durch die Überplanung des rechtlich weiterhin zu berücksichtigenden, aber faktisch nicht 

vorhandenen Waldbestandes innerhalb des Änderungsbereiches ergibt sich zudem die 

Erforderlichkeit eines Waldausgleichs, der im Verhältnis von 1,1 auszugleichen ist. Die 

illegal beseitigte Waldfläche beträgt 2.680 m², so dass ein Ausgleich auf einer Fläche 

von 2.948 m² vorzunehmen sein wird. 

 

Mit der vorliegenden 50. Änderung des FNP sind noch keine konkreten Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen verbunden, da der FNP noch keine konkreten Baurechte begründet. 

Diese sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu ermitteln und zu sichern. 

4.3.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Das Plangebiet ist bereits teilweise von Bebauung und von anthropogenen Nutzungen 

geprägt. 

Die Erschließung und damit verkehrliche und technische Infrastruktureinrichtungen sind 

bereits vorhanden und können weiter genutzt werden. 

Eine Änderung der Planung ist aufgrund der geringfügigen Umweltauswirkungen, die 

gegenwärtig abzusehen sind, nicht erforderlich.  

Die geplante Nutzung wäre grundsätzlich auch in einem Gewerbegebiet oder auch Dorf-

gebiet möglich, es stehen in der Gemeinde Winsen (Aller) jedoch gegenwärtig keine 

freien Gewerbegebietsflächen oder Flächen entsprechender Größe in Dorfgebieten zur 

Verfügung. Zudem ist die räumliche Lage des Forstbetriebshofes auf Grund der speziel-

len Art der Nutzung nicht an den Siedlungsbereich gebunden, sondern vielmehr auf eine 

günstige räumliche Lage und Anbindung an die zu bewirtschaftenden Waldflächen an-

gewiesen. 

Bei einer Verlagerung an einen anderen Standort ist von ähnlichen Projektwirkungen 

auszugehen, da durch die Zweckbestimmung „Forstbetriebshof“ eine Verlagerung in den 

Siedlungsbereich nicht wahrscheinlich ist, sondern ebenfalls bisherige Außenbereichs-

flächen in Anspruch genommen würden, die in günstiger Lage zu den zu bewirtschaf-

tenden Waldflächen liegen. 

5  ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

Als Grundlage für die Umweltprüfung dienten der wirksame Flächennutzungsplan sowie 

der Entwurf zur 50. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Winsen / Aller, 

der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 69 „Forstbetriebshof", das RROP 2005 und der 

Entwurf des RROP 2016 sowie der Landschaftsrahmenplan für den LK Celle. 

 

Schwierigkeiten bei der Ermittlung der fachlichen Grundlagen haben sich nicht ergeben. 

 
6 Gemäß Bewertungsmodell BREUER (2006) 
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5.1 Technische Verfahren bei der Umweltprüfung 

Eine detaillierte Auflistung verarbeiteter Materialien, bzw. der Endprodukte, die im Be-

reich des Plangebietes gelagert werden sollen, liegen nicht vor. Da keine Hinweise auf 

eine Änderung der im Plangebiet bereits zulässigen Prozesse vorliegen, ist davon aus-

zugehen, dass keine zusätzlichen Risiken entstehen.  

 

5.2 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkun-

gen (Monitoring) 

Aufgabe von Städten und Gemeinden ist die Überwachung erheblicher Umweltauswir-

kungen, um unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen rechtzeitig entge-

genzuwirken. Auf Ebene des FNP sind keine Monitoringmaßnahmen erforderlich.

  

5.3  Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Für die 50. Änderung des FNP der Gemeinde Winsen / Aller wurde eine Umweltprüfung 

gem. § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt, deren Ergebnisse im Umweltbericht gem. § 2a Nr. 

2 BauGB dargelegt wurden. 

 

Die Änderung des FNP führt zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen, wenn die auf 

Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu konkretisierenden naturschutzfachlichen 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft umgesetzt und langfristig erhalten werden.  

 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für die FNP-Änderung werden nicht erforderlich, da 

noch keine konkreten Ausgleichserfordernisse hervorgerufen werden. Diese sind auf 

Ebene der verbindlichen Bauleitplanung zu ermitteln. 
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